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Richtlinie des Wirtschaftsministeriums 

über die Gewährung von Zuwendungen 

zur Förderung öffentlicher 

Tourislnusinfrastrulüureinrichtungen -

(Tourismusinfrastrulüurprogramm) 

Vom 21. Februar 20 I1 - Az.: 3-4368.0/189 -

Zuwendungszweck 

Zuwendungszwecke sind: 

Massivbau 2 

Holzbau 3 

Schubartstraße 18 1 2 07. Februar 2032 
(07171) 87457-28 

Moosalbstraße 36 1 2 6. Mai 2020 

(0721) 95759-0 

Griesheimer Str. 61 a 
(0781) 968628-0 

Burgstraße 71 1 10. November 2028 
(07181) 4829369 

Curiestraße 2 2 23. September 2011 
(0711) 97884-0 

Felix-Dahn-Straße 10 1 2 22. Januar 2030 
(0711) 7586526-0 

Haussmannstraße 78 2 12. Juli 2025 
(0711) 92377-0 

Weinbrennerstraße 18 1 2 6. Februar 2030 
(0721) 984360 

Kreuzenstraße 98 2 30. September 2020 
(07131) 58995-0 

Schweinsbergstraße 11 2 28. April 2036 
(07131) 9818-0 

- den Erholungs- und Freizeitwert der baden­
württembergischen Tourismusgemeinden und 
-regionen, insbesondere in den Kern- und Ergän­
zungsmärkten des Tourismuskonzepts 2009 zu 
erhöhen. 

Rechtsgrundlage 

- die Stärkung der wirtschaftlichen und ökologi­
schen Nachhaltigkeit von Tourismusinfrastruktur­
einrichtungen, insbesondere auch in den Berei­
chen des sanften Tourismus, 

Die Zuwendungen für öffentliche Tourisl11usinfra­
struktureinrichtungen werden nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und im Rahmen der im Staatshaushalts­
plan verfügbaren MitteL nach den §§ 23. 44 LHO 
und den dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften 
sowie den §§ 48, 49 und 49 a Landesverwaltungs­
verfahrensgesetz gewährt. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwen­
dung besteht nicht. 

- die Qualität. insbesondere auch die Erlebnisquali­
tät öffentlicher Tourismusinfrastruktureinrichtun­
gen zu verbessern, deren Attraktivität zu steigern 
und deren Barrierefreiheit im Sinne eines »Tou­
rismus für alle« zu unterstützen, 

- die touristische Entwicklung strukturschwacher 
Gebiete zu unterstützen. 

3.1 

Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind Gemeinden, gemeindliche 
Zusammenschlüsse und Unternehmen mit überwie­
gend öffentlichen Tourismusaufgaben. an denen Ge­
meinden, Gemeindeverbände oder Landkreise mit 
mindestens 50 % beteiligt sind. wobei die gemeind-
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3.3 

3.4 

3.5 

4 

4.1 
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liehe Beteiligung mindestens 25 % betragen muss. 
Im Rahmen von Kooperationsvorhaben sind aus­
nahmsweise auch die Landkreise antragsberechtigt. 

Stille Beteiligungen an der Gesellschaft aus dem 
nicht-kommunalen Bereich sind förderunschädlich. 

Zuwendungsempfänger ist die im Antrag bestimmte 
Körperschaft. 

Der Betrieb oder die Vermarktung einer geförderten 
Touris111usinfrastruktureinrichtung kann zu markt­
üblichen Entgelten auf Dritte übertragen werden, 
wenn die mit der Förderung verfolgten Ziele ge­
wahrt werden und der Zuwendungsempfänger durch 
entsprechende Verträge ausreichenden Einfluss auf 
die Ausgestaltung und den Betrieb des Vorhabens 
behält. 

In dem Vertrag ist u. a. zu regeln, dass die für den 
Zuwendungsempfänger maßgebenden Bestimmun­
gen des Zuwendungsbescheids (einschließlich der 
Nebenbestimmungen) auch dem Dritten auferlegt 
werden und dass die Regelungen über die Rückfor­
derung und Verzinsung anwendbar sind. 

Die Rechte des Zuwendungsgebers gegenüber dem 
Zuwendungsempfänger bleiben davon jedoch unbe­
rührt. 

Gefördert werden Vorhaben in Gemeinden oder 
Gemeindeteilen, die nach dem geltenden Gesetz 
über die Anerkennung von Kur- und Erholungsorten 
(Kurortegesetz) als Kur- oder Erholungsort aner­
kannt sind. Vorhaben in Gemeinden oder Gemeinde­
teilen, die nicht als Kur- oder Erholungsort aner­
kannt sind, können ausnahmsweise nach Maßgabe 
der Ziffer 6.4 gefördert werden, wenn die touristi­
sche Entwicklung in der Gemeinde bzw. in der Re­
gion (Entwicklung der Zahl der Beherbergungsbe­
triebe, der Beltenzahl und der Übernachtungszahlen. 
sonstige öffentliche und private Tourismusinfra­
struktur, Zahl der zu erwartenden Arbeitsplätze) eine' 
Förderung rechtfertigt. Die Förderung von nicht als 
Kur- oder Erholungsort anerkannten Gemeinden 
oder von Landheisen innerhalb von Kooperationen 
bleibt davon unberührt. 

Für Vorhaben auf nicht kommunalen Grundstücken 
oder in nicht kommunalen Gebäuden muss rechtlich 
sichergestellt sein, dass die touristische Nutzungs­
bindung den Vorgaben der Ziffer 7.2 entspricht. 

Allgemeine Zuwenduugsvorausset:wngen, 
Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden können nur Vorhaben, die über­
wiegend touristisch genutzt werden oder genutzt 
werden sollen und die dem Grundsatz der Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 

Als wirtschaftlich gelten solche Vorhaben, die 
erwartbar zu einer Verbesserung des Betriebsergeb­
nisses bestehender entgeltlicher Tourismusinfra­
struktureinrichtungen beitragen können. Von der 
Wirtschaftlichkeit eines Vorhabens ist auch dann 
auszugehen, wenn die touristischen Entwicklungs­
chancen in der betreffenden Raumschaft durch das 
Vorhaben soweit verbessert werden, dass Kosten 

4.2 

4.3 

4.4 

und Nutzen erwartbar in einem angemessenen Ver­
hältnis stehen. 

Gefördert werden bauliche Investitionen für die 
Errichtung, Sanierung und die Modernisierung öf­
fentlicher Tourismusinfrastruktureinrichtungen, die 
für die Gestaltung eines marktorientierten, z~kunfts­
fähigen Gesamtangebots notwendig sind. Auf eine 
Ilächensparende Realisierung ist grundsätzlich zu 
achten. 

Im Einzelnen sind bei Tourismusinfrastrukturein­
richtungen folgende Vorhaben förderfähig: 

Errichtung, 

attraktivitätssteigernde Modernisierungsmaßnah­
men, 

die energetische Sanierung und Modernisierung 
der Gebäudehülle und Anlagentechnik, insbeson­
dere umfassende Vorhaben zur Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz, die auf Grundlage einer 
Energiediagnose empfohlen werden, 

Vorhaben zur effizienten Nutzung von Energie 
und Wasser, 

sonstige grundlegende Vorhaben zur Substanz­
erhaltung. 

Bei Vorhaben im Bestand ist grundsätzlich anzuneh­
men, dass Baumaßnahmen, deren Modernisierungs­
oder Sanierungskosten 75 % der Neubaukosten 
überschreiten, als unwirtschaftlich gelten. 

Darüber hinaus werden investive Vorhaben an zerti­
fizierten Wanderwegen und zur begleitenden Radin­
hastruktur. soweit diese an Radfernwegen oder bei 
wichtigen touristischen Zielen liegen, gefördert. 

Vorrangig berücksichtigt werden 

innovative Vorhaben, 

Kooperationsmaßnahmen, 

Basiseinrichtungen der touristischen Infrastruk­
tur. 

Zu den förderfähigen Tourismuseinrichtungen zäh­
len: 

Einrichtungen, die nach dem geltenden Kurorte­
gesetz und unter Berücksichtigung der im Kur- und 
Bäderwesen allgemein anerkannten Grundsätze für 
den betreffenden Kurort erforderlich sind. 

1. Dazu gehören insbesondere: 

die zur Anwendung des örtlichen Kurmittels 
notwendigen Einrichtungen, 

alle Einrichtungen, die zum Kurortcharakter 
gehören, 

Quellbohrungen in Thermal-, Mineral-, und 
Soleheilbädern und in Orten mit Heilquellen­
Kurbetrieb, soweit sie als Ergänzungsbohrun­
gen der Sicherstellung ausreichender Heilwas­
sen11engen dienen, 

2. öffentliche Einrichtungen, die zur Grundausstat­
tung einer Tourismusgemeinde gehören. Das sind 
insbesondere: 

Tourist- und Informationszentren, 

Rad- und Wanderwege, 

Strand- und Badestelleneinrichtungen, 
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3. saisonverlängernde Einrichtungen. Dazu zählen 
z.B.: 

- Hallen- und Freibäder. 

4. Schienenwege und Brückenbauwerke von Muse­
umsbahnen. sofern die Strecke nicht mehr zu 
Verkehrszwecken benutzt wird. 

5. sonstige Einrichtungen. die für die touristische 
Entwicklung der Kommune von Bedeutung sind. 

Nicht gefördert werden insbesondere folgende Maß­
nahmen: 

Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Be­
trieb oder der laufenden Unterhaltung einer Tou­
rismuseinrichtung. 

der Grundstückserwerb. mit Ausnahme des Er­
werbs von Ufergrundstücken am Bodensee. die 
den freien Zugang zum See verbessern. 

Einrichtungen in förmlich festgelegten Sanie­
rungsgebieten. soweit deren Kosten im Rahmen 
der Städtebauförderungsrichtlinien förderfähig 
sind. 

Kurkliniken mit Ausnahme der öffentlichen Tou­
rismusinfrastruktureinrichtung. 

Marketingmaßnahmen. . 

Museen. es sei denn. es handelt sich um ein außer­
gewöhnliches innovatives Vorhaben mit besonde­
rer touristischer Bedeutung, 

Stadtparks, öffentliche Gärten, 

Toilettenanlagen, soweit diese nicht Bestandteil 
einer förderfähigen Tourismuseinrichtung sind, 

die ElTichtung, Sanierung und Modernisierung 
von Hallen- und Freibädern sowie Veranstal­
tungshallen in nicht prädikatisierten Kommunen, 

Fahrzeuge aller Art. 

Das Vorhaben muss sich in ein touristisches Ent­
wicklungskonzept einpassen, welches das regionale 
Umfeld berücksichtigt und auch in der Region abge­
stimmt sein muss. Vorhaben in Orten oder Regionen, 
die über ein solches Konzept nicht verfügen, können 
in der Regel nicht gefördert werden. Inhalt und Um­
fang des Konzeptes richten sich nach Art und Grö­
ßenordnurig des zu fördernden Vorhabens. 

Bei der AntragsteIlung müssen die Auswirkungen 
des Vorhabens auf ähnliche Tourismuseinrichtungen 
im regionalen Einzugsbereich der Gemeinde dar­
gelegt werden. Soweit erhebliche Auswirkungen 
zu befürchten sind, erfolgt eine Förderung nur im 
Ausnahmefall. Im Antrag ist zu begründen, warum 
das beantragte Vorhaben gleichwohl zweckmäßig 
und notwendig ist. Bei der Förderentscheidung wer­
den die Aufnahmefähigkeit des Ortes oder der Re­
gion für das beantragte Vorhaben und wesentliche 
Beeinträchtigungen bestehender Einrichtungen in 
die Abwägung einbezogen. Eine Abstimmung von 
Vorhaben zwischen Gemeinden im regionalen Ein­
zugsbereich, eine Kostenteilung sowie sonstige Ko­
operationen sind anzustreben. 

4.8 

4.9 

4.10 

4.11 

Im Antrag ist darzulegen, wie sich das Vorhaben in 
eine Destinations- oder Erlebnismarke einfügt und 
auf welche Weise moderne Vermarktungsmethoden 
für das touristische Angebot eingesetzt werden oder 
eingesetzt werden sollen. insbesondere: Werbung. 
Mitgliedschaft in regionalen bzw. überregionalen 
Tourismus- und Werbegemeinschaften, örtliche 
Zimmervermittlung, Anschluss an regionale bzw. 
überregionale Informations- und Reservierungssys­
teme. 

Einzelvorhaben, deren zuwendungsfähige Kosten 
SO 000 € nicht übersteigen, werden nicht gefördert: 

Im Fall von Ziffer 4.2 Satz 5 werden Einzelvorha­
ben, deren zuwendungsfähige Kosten 25000 € nicht 
übersteigen, nicht gefördert. 

Die Zuwendung für ein Vorhaben bzw. für einen 
selbständigen Bauabschnitt eines Gesamtvorhabens 
beträgt höchstens 2,5 Mio. €. 

Werden zu zuwendungsfähigen Kosten nach Ziffer 5 
zusätzlich noch andere öffentliche Zuwendungen 
gewährt, so darf die Summe aller Zuwendungen 
des Landes SO % der tatsächlich anfallenden zu­
wendungsfähigen Kosten nicht überschreiten. Zu­
wendungen aus dem Ausgleichstock und Mittel der 
Baden-Württemberg Stiftung werden nicht ange­
rechnet. Eine Förderung energetischer Maßnahmen 
ist ausgeschlossen. wenn das Vorhaben nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz EEG (insbesondere 
Photovoltaikanlagen) eine Vergütung erhält, oder 
aus Energieförderprogrammen des Landes oder des 
Bundes gefördert wird. 

4.12 Wenn die Anwendung der Ziffern 4.6 bis 4.8 und 
4.11 zu außergewöhnlichen Härten führen würden. 
kann die Bewilligungsbehörcle Ausnahmen zustim-

4.13 

men. 

Vor der Gewährung einer Zuwendung ist zu prüfen. 
ob EU-beihilfenrechtliche Bedenken gegenüber der 
Fördermaßnahme bestehen. Dies ist nicht der Fall. 
wenn 

1. es sich eindeutig um ein allgemeines fnfi'ustruk­
t/lrl'Orhaben der öffentlichen Hand handelt. das 
keine staatliche Beihilfe darstellt (z. B. Informa­
tionszentren, Kurparks, Rad- und Wanderwege, 
Strand- und Badestelleneinrichtungen, vergleich­
bare Einrichtungen); oder 

2. eine De-lIIinilllis-Beihi!fe gemäß VO (EG) 
Nr. 1998/2006 (ABI. Nr. L 379/5 vom 28. Dezem­
ber 2006) in der jeweils geltenden Fassung vor­
liegt. Danach darf die Gesamtsumme der gewähr­
ten De-minimis-Behilfen in einem Zeitraum von 
drei Steueljahren 200000 € nicht übersteigen. 1m 
Zuwenclungsbescheid ist darauf hinzuweisen, 
dass es sich um eine De-minimis-Beihilfe han­
delt. Vor der Gewährung der Beihilfe hat der 
betreffende Antragsteller schriftlich jede De-mi­
nimis-Beihilfe anzugeben, die er in den vorange­
gangenen zwei Steueljahren sowie im laufenden 
Steueljahr erhalten hat. oder 
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3. die Förderung keine gren::.iiberschreitenden Aus­
lI'irkllngen hat, da der Einzugskreis der geförder­
ten Einrichtung lokal beschränkt ist und nur eine 
lokal beschränkte, jedenfalls aber keine grenz­
überschreitende Nachfrage bedient wird. 

Liegt keine der in Absatz I genannten drei Vorausset­
ZLIngen vor, kann die Zuführung von Finanzmitteln 
erfolgen, wenn der Betreiber im Rahmen eines hin­
reichend publizierten. allgemeinen und bedingungs­
freien Bietverfahrens ermittelt wird, in dem deI:jenige 
fachkundige, leistungsfähige und zuverHissige An­
bieter den Zuschlag erhält, der die Aufgabenerfül­
lung für die öffentliche Hand unter Berücksichtigung 
der ZLl gewährenden Mittel am wirtschaftlichsten ZLl 
erbringen vermag (diskriminierungsfreie Zuschlags­
erteilung). Die Anforderungen an die Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit sind vorab 
genau festzulegen. Das Bietverfahren muss insbe­
sondere gewährleisten, dass keine Finanzmittel ZLlge­
führt werden, die zur Aufgabenerfüllung nicht erfor­
derlich sind (Überkompensation). 

Im Übrigen sind bei der Durchführung des Vergabe­
verfahrens die im Vergaberecht geltenden Maßstäbe 
entsprechend anzuwenden. Die KOl11munalaufsicht 
(Landrats amt bzw. Regierungspräsidium) prüft die 
Einhaltung der Vergabevoraussetzungen. 

4.14 Gefördert werden auch bauliche Investitionen nach 
Ziffer 4.2 im Rahmen von Ö1Tentlich-Privaten-Part­
nerschaften (ÖPP). bei denen die Planung, der Bau 
und der Betrieb einer öffentlichen Tourismusinfra­
struktureinrichtung durch einen privaten Partner 
erfolgen. Bei ÖPP-Projekten gelten neben den all­
gemeinen VoraussetZLIngen der LHO (insbesondere 
§ 23 i. V. mit § 44 und den allgemeinen Verwal­
tungsvorschriften hierzu) und der einschlägigen För­
eIerrichtlinie zur Gewährung einer Zuwendung zu­
sätzlich folgende Voraussetzungen: 

4.14.1 Es ist ein Nachweis vorzulegen, aus dem hervor­
geht, ob eine Realisierung im Wege eines ÖPP­
Projektes wirtschaftlich günstiger ist als eine Eigen­
realisierung. Zudem ist eine Bestätigung eier 
zuständigen Aufsichtsbehörde vorzulegen, dass das 
ÖPP-Projekt genehmigungsfähig ist. 

4.14.2 Der Zuwendungsempfänger (nach Ziffer 3.1) ist Ei­
gentümer des Förderobjektes. Es reicht aus, wenn 
der Erwerb des Eigentums am Förderobjekt durch 
den Zuwendungsempfänger vertraglich fest verein­
bart ist oder dem Zuwendungsempfänger eine Er­
werbsoption eingeräumt wird. Soweit der Zuwen­
dllngseinpfänger nicht Eigentümer ist, muss er einen 
vertraglichen. grundbuchrechtlich gesicherten An­
spruch auf Eigentumserwerb haben, außerdem ist 
das unbeschränkte, dinglich abgesicherte N utzungs­
recht über das Objekt einzuräumen. In bei den Fällen 
muss sich die Absicherung auch auf den Insolvenz­
fall erstrecken. 

4.14.3 Durch die Gestaltung des Vertrags zwischen Zu­
wendungsempfänger und ÖPP-Vertragspartner ist 
sicherzustellen. dass der Zuwendungsempfänger die 
ihm auferlegten Verpflichtungen einhalten kann. 

4.14.4 Der ÖPP-Vertragspartner hat sich vertraglich zu ver­
ptlichten, dass bei Übertragung des Förderobjektes 
auf einen anderen ÖPP-Partner die Rechte des Zu­
wendungsempfängers nicht beeinträchtigt werden. 

4.14.5 Die Zuwendung wird unter dem Vorbehalt des 
künftigen Erwerbs des Förderobjekts durch den Zu­
wendungsempfänger gewährt. Erwirbt der Zuwen­
dungsempfänger das Eigentum nicht, ist die Zuwen­
dung zu widerrufen (§§ 49 Abs.2, 49a LVwVfG). 
Der Rückforderungsanspruch wird für die Zeit der 
zweckentsprechenden Nutzung des Objekts durch 
den Zuwendungsempfänger um jährlich 5 v. H. ver­
mindert. Der Widerrufsvorbehalt erlischt, wenn das 
Förderobjekt 20 Jahre entsprechend dem im Zllwen­
dungs bescheid festgelegten Zweck genutzt worden 
ist. Bei Zuwendungen bis 20000 € ist eine entspre­
chend kürzere NutZLlngsdaller von einem Jahr je an­
gefangene 1000 € zugrunde zulegen. 

4.14.6 Bemessungsgrundlage für die Zuwendung sind nur 
die förderfähigen Baukosten oder Investitionsaus­
gaben. wie sie sich im Zeitpunkt der Wirtschaftlich­
keitsrechnung darstellen oder die nach dieser För­
derrichtlinie ermittelten zuschussfähigen Baukosten. 
sofern diese niedriger sein sollten. Später auftre­
tende Mehrkosten, z. B. durch einen höheren Über­
nahmepreis. können nicht gefördert werden. Ermä­
ßigen sich nach der Bewilligung die förderfähigen 
Kosten, so ermäßigt sich die Zuwendung. 

4.14.7 Tm Zuwendungsbescheid kann vorgesehen werden, 
dass der Zuwendungsempfänger die Zuwendung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks als Darlehen 
an den ÖPP-Vertragspartner weiterleiten darf. Zur 
Sicherung des Anspruchs auf Darlehensrückzahlung 
ist ein Grundpfandrecht am Förderobjekt zu be­
stellen. 

5 Zuwemhmgsfähige Kosten 

5.1 Zuwendungsfähig sind die nachfolgend aufgeführ­
ten Kosten (gegliedert nach Kostengruppen (KG) 
der D1N 276). soweit sie in ursächlichem Zusam­
menhang mit dem Vorhaben stehen und für die Er­
reichung des Zuwendungszwecks erforderlich sind. 
Zuwendungsfähig sind nur die Kosten, die der KOI11-
Imme oder dem Träger tatsächlich entstehen. Eigen­
leistungen des Trägers der Infrastrukturmaßnahme, 
insbesondere Leistungen, die durch eigenes Perso­
nal des AntragssteIlers oder unentgeltlich VOll Drit­
ten erbracht werden, werden nicht gefördert. 

Bei Sanierungsmaßnahmen sind die Kosten zu wen­
dungsfähig, die den Gebrauchswert der Tourismus­
infrastruktureinrichtung erhalten bzw. nachhaltig 
erhöhen. Zur Beseitigung von Missständen oder 
Mängeln müssen Fachunternehmen die baulichen 
Maßnahmen ausführen. Dazu zählen die unmittelbar 
bedingten Kosten einschließlich der Beratungs- und 
Planungsleistungen sowie Kosten notwendiger Ne­
benarbeiten, die ZLlr ordnungsgemäßen Fertigstel­
lung und Funktion erforderlich sind. 

Bei Sanierungsmaßnahmen wird bei den zu wen­
dungsfähigen Erneuerungskosten ein pauschaler Ab-
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schlag von 10 % für unterlassene Instandsetzung 
abgezogen. 

5.2 Herrichten und Erschließen 

5.:?.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten der vorbereitenden Maßnahmen, auf dem 
Baugrundstück (KG :?l 0), 

Kosten für Verkehrsflächen und technische Anla­
gen. die ohne öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
oder Beauftragung mit dem Ziel der späteren 
Übertragung in den Gebrauch der Allgemeinheit 
hergestellt und ergänzt werden (KG 230). 

5.2.2 Nicht zuwendungsfähig: 

Kosten für die öffentliche Erschließung (KG 
220), 

Kosten, die aufgrund landesrechtlicher Be­
stimmungen oder einer Ortssatzung aus Anlass 
des geplanten Vorhabens einmalig und zusätzlich 
zu den Erschließungsbeiträgen entstehen (Aus­
gleichsabgaben KG 240). 

5.3 Ballll'erk-Baukonstrulaion 

5.3.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten von Bauleistungen und Lieferungen zur 
Herstellung des Bauwerks. Dazu gehören auch 
die mit dem Bauwerk fest verbundenen Einbau­
ten, die der Zweckbestimmung dienen. Be'i Um­
bauten und Modernisierungsmaßnahmen zählen 
hierzu auch die Kosten von Teilabbruch-, Siche­
rungs- und Demontagearbeiten (KG 310 bis 390). 

5.3.2 Nicht zuwendungsfähig: 

Wohnräume (Hausmeisterwohnung, Wohnung für 
Aufsichtspersonal, usw.), 

Garagen für nicht-öffentliche Zwecke, 

- Zuschaueranlagen bei Hallenbädern. 

5.4 Bmlll'erk - Technische Anlagen 

5.4.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten aller im Bauwerk eingebauten, daran an­
geschlossenen oder damit fest verbundenen tech­
nischen Anlagen oder Anlagenteile (KG 410 bis 
490). 

Bei Kraft-Wärme-Kopp1ungsanlagen (z. B. Block­
heizkraftwerk), die in touristischen Einrichtungen 
eingesetzt werden sollen, sind nur 50 % der 1n­
vestitionskosten zuwendungsfähig. 

5.4.2 Nicht zuwendungsfähig: 

Ausgaben für die Beschaffung von Maschinen 
und Geräten zur Erstellung der Anlage. 

5.5 A/.!ßenanlagen 

5.5.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten der Bauleistungen und Lieferungen für die 
Herstellung aller Gelände- und Verkehrsf1ächen, 
Baukonstruktionen und technischen Anlagen 
außerhalb desBauwerks (KG 510 bis 590), soweit 
sie zur Nutzung und Funktionsfähigkeit des Vor­
habens unbedingt erforderlich sind. 

5.6 Ausstattullg lind KUllstwerke 

5.6.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten für alle beweglichen oder ohne besondere 
Maßnahmen zu befestigenden Sachen, die zur 1n­
gebrauchnahme, zur allgemeinen Benutzung oder 
zur künstlerischen Gestaltung des Bauwerks und 
der Außenanlagen erforderlich sind (KG 610 und 
620). 

5.7 Baunebenkosten 

5.7.1 Zuwendungsfähig: 

Kosten, die bei der Planung und Durchführung 
auf der Grundlage von Honorarordnungen, 
Gebührenordnungen oder nach weiteren vertrag­
lichen Vereinbarungen entstehen (Bauherrenauf­
gaben, Vorbereitung der Objektplanung, Archi­
tekten- urid Ingenieurleistungen, Gutachten und 
Beratung, Kunst, allgemeine Baunebenkosten 
nach den KG 710 bis 750 und 770). 

5.7.2 Nicht zuwendungsfähig: 

Finanzierungskosten nach der KG 760. 

5.8 Umsatz.steuer 

Die Umsatzsteuer ist nicht zuwendungsfähig, soweit 
ein VorsteuerabZLlg nach § 15 Umsatzsteuergesetz 
geltend gemacht werden kann. 

6 Form und Höhe der Förderung 
6.1 Die Förderung erfolgt als Anteilsfinanzierung im 

Rahmen einer Projektförderung in Form eines Zu­
schusses. 

6.2 Für Gemeinden oder Gemeindeteile, die als Kur­
oder Erholungsort anerkannt sind, sowie bei inter­
kommunalen Kooperationsprojekten, an denen min­
destens eine prädikatisierte Kommune beteiligt ist, 
beträgt der Zuschuss grundsätzlich bis zu 50 % der 
ZLlwendungsfähigen Kosten nach Ziffer 5. 

6.3 Der Zuschuss beträgt höchstens 25 % der zuvven­
dungsfähigen Kosten nach Ziffer 5 bei: 

Hallen- und Freibädern, 

- touristischen Radwegen, sofern sie keine Rad­
fern wege sind, 

- Wanderwegen, die nicht zertifiziert sind. 

6.4 Für Gemeinden oder Gemeindeteile, die nicht als 
Kur- oder Erholungsort anerkannt sind, beträgt der 
Zuschuss bis zu 15 % der zuwendungsfähigen Kos­
ten nach Ziffer 5. 

6.5 Für Einrichtungen oder Teile von Einrichtungen von 
Gemeinden, die üblicherweise mit der Absicht der 
Gewinnerzielung betrieben werden (z. B. gastrono­
mische Bereiche, Saunen, Fitnessbereiche, Skilifte 
und Parkhäuser), kann ein Zuschuss von bis zu 15 % 
der zuwendungsfähigen Kosten nach Ziffer 5, 
höchstens bis zu einem Betrag von 200000 € ge­
währt werden. 

7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

7.1 Eine Zuwendung wird nur für ein Vorhaben be­
willigt. mit dem noch nicht begonnen wurde. Als 
Vorhabensbeginn gilt der Abschluss eines der Aus-
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7.2 

7.3 

8 

8.1 

führung zuzurechnenden Lieferungs- und Leistungs­
vertrages. Planung, Baugrunduntersuchung und 
Grunderwerb gelten nicht als Beginn des Vorhabens. 
Ein Beginn der Maßnahme vor der Bewilligung der 
Zuwendung bedarf der Einwilligung der Bewilli­
gungsstelle. 

Die Nutzungsbindung der Bauten und der baulichen 
Anlagen beträgt 20 Jahre. Die Nutzungsbindung der 
sonstigen geförderten Investitionen beträgt 10 Jahre. 
Soweit Nutzungsänderungen beabsichtigt sind, be­
dürfen diese der schriftlichen Einwilligung der Be­
willigungsstelle. Werden die geförderten Bauten und 
Anlagen vor Ablauf dieser Bindungsfrist ohne die 
Einwilligung der Bewilligungsstelle nicht mehr für 
touristische Zwecke genutzt oder geht das Eigentum 
ohne die Einwilligung der Bewilligungsstelle in eine 
andere Trägerschaft über, kann der Landeszuschuss 
anteilmäßig zurückgefordert werden. 

Die Angaben im Antrag und in den sonstigen einge­
reichten Unterlagen sind subventionserheblich im 
Sinne der Strafvorschriften zum Subventionsbetrug 
(S 264 StGB) und des Landessubventionsgesetzes. 
Ändern sich subventionserhebliche Tatsachen im 
Laufe der Subventionsgewährung, ist dies der Be­
willigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

Verfahrensbestimmllmgen 

Anlragsvelj"ahren 

8.1.1 Der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung ist in 
5 Ausfertigungen bis spätestens 1. Oktober des Vor­
jahres zum jeweiligen Förderjahr über die Rechts­
aufsichtsbehörde beim zuständigen Regierungsprä­
sidium mit dem dafür vorgesehenen F0l111blatt zu 
stellen. 

Eine vorhergehende Erörterung mit dem Regie­
rungspräsidium wird empfohlen. 

8.1.2 Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

Beschluss des zuständigen Organs des Maßnah­
menträgers über die Durchführung der Maß­
nahme, 

- Wirtschaftlichkei ts berechnung/Kosten -Nu tzen­
nachweis entsprechend Ziffer 4.1 mit einer hin­
reichend belastbaren Wirtschaftlichkeitsprognose 
für das Vorhaben, 

- Angaben zur Höhe und zur Finanzierung der 
durch das Vorhaben ausgelösten Folgekosten, 

Übersicht über die Haushalts- und Finanzlage, 

Planungsunterlagen (Zeichnerische Darstellun­
gen, Skizzen mit Erläuterungen und eine Kosten­
schätzung nach DIN 276), 

Stellungnahmen der zuständigen Fachstellen 
(z. B. Straßenbau-, Wasserwirtschafts- oder Na­
turschutzbehörde usw.), 

- Touristisches Entwicklungskonzept, Marketing­
konzept und ggf. Angaben zum Innovationsgehalt 
des beantragten Vorhabens. 

8.1.3 Die Rechtsaufsichtsbehörde gibt zu dem Antrag eine 
Beurteilung aus gemeindewirtschaftlicher Sicht und 

zu der Wirtschaftlichkeit des beantragten Vorhabens 
entsprechend Ziffer 4.1 ab und leitet 4 Ausfertigun­
gen des Antrags an das zuständige Regierungspräsi­
dium weiter. 

Darüber hinaus gibt die zuständige untere Verwal­
tungsbehörde eine touristische Beurteilung zu dem 
Vorhaben ab; dabei sind insbesondere zu bewerten: 

die von dem Vorhaben zu erwartenden kurz-, mit­
tel- und langfristigen Wirkungen auf die touristi­
sche Konkurrenzfähigkeit, 

die örtliche und regionale Wirtschafts- und Be­
schäftigungsstruktur, 

- die planungsrechtliche, raumordnerische, städte­
bauliche und kommunalrechtliche Situation. 

8.1.4 Das Regierungspräsidium soll der örtlich zuständi­
gen Industrie- und Handelskammer Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben. 

8.2 Ai/iragspriitilllg 

8.2.1 Bis I. Dezember des VOljahres zum jeweiligen 
Fördeljahr legt das Regierungspräsidium alle An­
träge, die die formalen Voraussetzungen nach den 
Ziffern 3 und 4 erfüllen, dem Wirtschaftsministe­
rium vor. Das Regierungspräsidium fügt den Anträ­
gen jeweils eine kurze Stellungnahme, eine Prioritä­
tenliste und ggf. den Prüfvermerk über das Ergebnis 
-der baufachlichen Antragsprüfung bei. 

Das Regierungspräsidium nimmt dabei insbeson­
dere Stellung: 

zur Wirtschaftlichkeit des Vorhabens entspre­
chend Ziffer 4.1, 

zur regionalpolitischen und tourismuspolitischen 
Notwendigkeit und Bedeutung des Vorhabens, die 
für eine Förderung spricht, 

zur Angemessenheit und Zuwendungsfähigkeit 
der Ausgaben. 

Der Landesbetrieb »Vermögen und Bau Baden­
Württemberg« führt auf Veranlassung des Regie­
rungspräsidiums bei Baumaßnahmen mit einer be­
antragten Gesamtzuwendung über 1,5 Mio. € die 
baufachliche Prüfung durch und nimmt dabei insbe­
sondere Stellung: 

zur Angemessenheit, Wirtschaftlichkeit und Zu­
wendungsfähigkeit der Bauausgaben, 

zur Übereinstimmung des Vorhabens mit dem 
Planungsrecht. 

8.3 BewilliguIJgsvelj'ahren 

8.3.1 Das Wirtschaftsministerium fasst im Benehmen mit 
den Regierungspräsidien die Anträge in einer jähr­
lichen Förderkonzeption zusammen und weist auf 
dieser Grundlage den Regierungspräsidien die Mittel 
zur Bewilligung zu. Das Regierungspräsidium erteilt 
den jeweiligen Bewilligungsbescheid. Das Wirt­
schaftsministerium, die L-Bank und der Landesbe­
trieb »Vermögen und Bau Baden-Württemberg« (nur 
bei Gesamtzuwendungen über 1,5 Mio. €) erhalten je 
eine Mehrfertigung des Bewilligungsbescheides. 



Nr.3 GAB!. vom 30. März 2011 177 

8.3.2 Im Einvernehmen mit dem Wirtschaftsministerium 
können besonders dringliche Vorhaben ausnahms­
weise auch ohne vorherige Aufnahme in die Förder­
konzeption gefördert werden. 

8.4 AlIsz.ahlllng. Abrechnung. Priitililgsrecht, 
Evalllierung 

8.4.1 Für die Auszahlung und Abrechnung der Zuwen­
dung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheids und die Rückfor­
derung der gewährten Zuwendung bzw. die Berech­
nung und Anforderung von Zinsen ist die L-Bank 
zuständig. 

8.4.2 Der Verwendungsnachweis gem. Nr.7 der All­
gemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-K) ist der 
L-Bank und dem Landesbetrieb »Vermögen und 
Bau Baden-Württemberg« (nur bei Gesamtzuwen­
dungen über 1,5 Mio. €) innerhalb von 6 Monaten 
nach Durchführung des Vorhabens vorzulegen. Die 
Vordrucke für diesen Verwendungsnachweis werden 
von der L-Bank übersandt. Die beim Abschluss der 
Maßnahme nicht verbrauchten Mittel sind sofort zu­
rückzuzahlen. 

8.4.3 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 91 in Verbin­
dung mit § 94 und § 95 LHO berechtigt, die bestim­
mungsgemäße Verwendung der Zuwendung beim 
Zuwendungsempfänger zu überprüfen. 

8.4.4 Spätestens nach Ablauf von 5 Jahren nach Inbetrieb­
nahme der geförderten Einrichtung ist durch die 
Bewilligungsbehörde zu evaluieren, ob und in wei­
chem Umfang die Ziele der Förderung erreicht 
wurden. Dabei sollen insbesondere auch Wirtschaft­
lichkeitskennzahlen sowie Zahlen zur Nutzung der 
geförderten Einrichtung erhoben und ein Soll-Ist­
Vergleich durchgeführt werden. 

9 InkraHtreten 

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer VerötTentli­
chung in Kraft; gleichzeitig tritt die Richtlinie des 
Wirtschaftsministeriums für die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung öffentlicher Touris-

musinfrastruktureinrichlungen (Tourismusinfra-
strukturprogramm) vom 12. April 2002 
2002, S. 471) außer Krafl. 
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Bekanntmachung des Wirtschafts:ministe:dums 

Baden-Württemberg zur Festlegung 

»Datenerhebung Ki)st:el1lPI'ü:!i:"i.ullg« 

Vom 16. Februar 2011 Az.: 6-4455.7/30 

Das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg als Lan­
desregulierungsbehörde (LRegB BW) hat gemäß § 29 Abs. 1 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) i.Y. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11, 
§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. I und § 6 Abs. I Satz 2 Anreizregu­
lierungsverordnung (ARegV) i.V. m. §§ 29, 30 Abs. I und 28 
Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV) ein Festlegungsver­
fahren zu Vorgaben zur Durchführung der Kostenprüfung 
zur Bestimmung des Ausgangsniveaus der Betreiber von 
Gasversorgungsnetzen i. S. d. § 3 Nr. 6 En WG für die zweite 
Regulierungsperiode nach § 6 Abs. 1 ARegV eingeleitet. 
Das Verfahren wird unter dem Aktenzeichen 6-4455.7/30 
geführt. 

Die Bundesnetzagentur (BNetzA) ist an dem Verfahren be­
teiligt. 

Die beabsichtigte Festlegungsentscheidung wird voraus­
sichtlich ab der KW 11/ 12 2011 unter der Internetseite der 
LRegB BW (www.wm.baden-wuerttemberg.de bzw. zu­
künftig: www.versorger-bw.de) abrufbar sein. Die LRegB 
gibt hiermit den Beteiligten sowie den Vertretern der von 
dem Festlegungsverfahren berührten Wirtschaftskreise und 
betroffenen Dritten gemäß § 67 Abs.1 und 2 EnWG Gele­
genheit - innerhalb der auf der Internetseite benannten Frist 
- zur Stellungnahme. 

Die Stellungnahme ist an folgende Adresse ZLl richten: 

Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 
»Landesregulierungsbehörde, Energiekartellbehörde« 

- Fesllegung Datenerhebung Kostenprüfung -
Postfach 10 34 51 
70029 Stuttgart 
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